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(Nr. 7597.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Verfügungsbeſchränkungen bezüglich der 
N Theilung und Vereinigung meierſtättiſchen Eigenthums in dem Kreiſe 
Rinteln des Regierungsbezirks Kaſſel. Vom 21. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 


Die auf die Meiergüter in dem Kreiſe Rinteln (der früheren Grafſchaft 
Schaumburg) bezüglichen beſonderen Vorſchriften der SS. 27. bis 37. des Kur⸗ 
heſſiſchen Geſetzes vom 26. Auguſt 1848. über die Auseinanderſetzung der Lehns⸗, 
Meier⸗ und anderen gutsherrlichen Verhältniſſe (Geſetz-Samml. für Kurheſſen 
von 1848. S. 67.) werden, ſoweit ſie Beſchränkungen der Beſitzer der Meiergüter 
in Hinſicht auf Theilung und Vereinigung meierſtättiſchen Eigenthums enthalten, 
für Verfügungen unter Lebenden und von Todeswegen aufgehoben. 

In Anſehung der Inteſtaterbfolge bleiben aber die beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen in Kraft. 

$. 2. 


Wenn auf einem Meiergute Ablöſungs⸗ und Entſchädigungsbeträge für 
abgelöſte oder durch das Geſetz vom 26. Auguſt 1848. aufgehobene Reallaſten 
oder zu deren Berichtigung gewährte Darlehne ruhen oder unablösliche Leiſtun⸗ 
gen an Gemeinden, Kirchen, Pfarreien oder Schulen ($. 2. des Kurheſſiſchen 
Ablöſungsgeſetzes vom 23. Juni 1832. unter 2.) haften, ſo muß dem Gerichte 
vor der Beltätigung der Verträge über Abtrennung einzelner Theile nachgewieſen 
werden, daß entweder eine Einigung mit den Berechtigten über die Verkheilung 
der Schuldigkeiten auf die einzelnen Trennſtücke erfolgt iſt, oder die Berechtigten 
wegen der Fortentrichtung der Leiſtungen ſichergeſtellt ſind. Der nämliche Nach- 
weis muß bei Abtrennungen vermöge letztwilliger Verfügung dem Gerichte vor 
der Eintragung des Erwerbs in das General⸗Währſchaftsbuch geführt werden. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. März 1870. 


„ 


Urkundlich under Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 


Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Berlin, den 21. Februar 1870. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. a 


(Nr. 7598.) Geſetz, betreffend die Genehmigung zu Schenkungen und letztwilligen Zuwen⸗ 
dungen, ſowie zur Uebertragung von unbeweglichen Gegenſtänden an Kor⸗ 
porationen und andere juriſtiſche Perſonen. Vom 23. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


A 
Schenkungen und letztwillige Zuwendungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit 


der Genehmigung des Königs: a 

1) inſoweit dadurch im Inlande eine neue juriſtiſche Perſon ins Leben ge⸗ 
rufen werden ſoll, 

2) inſoweit ſie einer im Inlande bereits beſtehenden Korporation oder anderen 
juriſtiſchen Perſon zu anderen als ihren bisher genehmigten Zwecken ge⸗ 
widmet werden ſollen. 5 

$. 2. 


Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an inländiſche oder ausländiſche 
Korporationen und andere juriſtiſche Perſonen bedürfen zu ihrer Gültigkeit ihrem 
vollen Betrage nach der Genehmigung des Königs oder der durch Königliche 
Verordnung ein für alle Mal zu beſtimmenden Behörde, wenn ihr Werth die 
Summe von Eintauſend Thalern überſteigt. Fortlaufende Leiſtungen werden 
hierbei mit fünf vom Hundert zu Kapital berechnet. 


F. 3. 


Die Genehmigung einer Schenkung oder letztwilligen Zuwendung in den 
Fällen der HH. 1. und L. erfolgt ſtets unbeſchadet aller Rechte ee eee 
i 


r 


zn | 
Mit diefer Maaßgabe iſt, wenn die Genehmigung ertheilt wird, die Schen- 
kung oder letztwillige Zuwendung als von Anfang an gültig zu betrachten, der⸗ 


geſtalt, daß mit der geſchenkten oder letztwillig zugewendeten Sache auch die in 
die Zwiſchenzeit fallenden Zinſen und Früchte zu verabfolgen ſind. 


Die Genehmigung kann auf einen Theil der Schenkung oder letztwilligen 
Zuwendung beſchränkt werden. 


8.4. 


Die beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, wonach es zur Erwerbung von 
unbeweglichen Gegenſtänden durch inländiſche oder ausländiſche Korporationen 
und andere juriſtiſche Perſonen überhaupt der Genehmigung des Staats bedarf, 
werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. Soweit es jedoch 
zu einer ſolchen Erwerbung nach gegenwärtig geltenden Vorſchriften der Geneh⸗ 
migung des Königs oder der Miniſterien bedarf, können ſtatt deſſen durch 
Königliche Verordnung die Behörden, denen die Genehmigung fortan zuſtehen ſoll, 
anderweitig beſtimmt werden. 


F. 5. 
Einer Geldſtrafe bis zu 300 Thalern, im Unvermögensfalle entſprechender 
Gefängnißſtrafe unterliegen: a 
1) Vorſteher von inländiſchen Korporationen und anderen juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen, welche für dieſelben Schenkungen oder letztwillige Zuwendungen 
in Empfang nehmen, ohne die dazu erforderliche Genehmigung inner⸗ 
halb vier Wochen nachzufuchen; 


2) diejenigen, welche einer ausländiſchen Korporation oder anderen juriſtiſchen 
Perſon Schenkungen oder letztwillige Zuwendungen verabfolgen, bevor 
die dazu erforderliche Genehmigung ertheilt iſt. 


$. 6. 
Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes finden auf Familien⸗Stiftun⸗ 
gen und Familien⸗Fideikommiſſe keine Anwendung. 


Fee 


Alle mit dem gegenwärtigen Geſetze nicht im Einklange ſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen, insbeſondere das Geſetz vom 13. Mai 1833. (Geſetz-Samml. 
S. 49.), die Allerhöchſte Order vom 22. Mai 1836. (Geſetz⸗Samml. ©. 195.), 
die Verordnung vom 21. Juli 1843. (Geſetz-Samml. S. 322.), die in einem Theile 
der Provinz Hannover noch in Geltung ſtehenden $$. 197, bis 216. Theil II. 
Titel 11. des Allgemeinen Landrechts nebſt dem F. 125. des Anhangs zum All⸗ 
gemeinen Landrecht, werden aufgehoben. 


. 
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Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrud, 
tem Königlichen Inſiegel. = 


Gegeben Berlin, den 23. Februar 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 7599.) Geſetz über die Schonzeiten des Wildes. Vom 26. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


SE 
Mit der Jagd zu verſchonen find: 
1) das Elchwild in der Zeit vom 1. Dezember bis Ende Auguſt, 


2) männliches Roth⸗ und Dammwild in der Zeit vom 1. März bis Ende 
Juni, 


3) weibliches Rothwild, weibliches Dammwild und Wildkälber in der Zeit 
vom 1. Februar bis 15. Oktober, 

4) der Rehbock in der Zeit vom 1. März bis Ende April, 

5) weibliches Rehwild in der Zeit vom 15. Dezember bis 15. Oktober, 

6) Rehkälber das ganze Jahr hindurch, 

7) der Dachs vom 1. Dezember bis Ende September, 

8) Auer⸗, Birk, Faſanenhähne in der Zeit vom 1. Juni bis Ende Auguſt, 

9) Enten in der Zeit vom 1. April bis Ende Juni, für einzelne Landſtriche 
kann die Schonzeit durch die Bezirksregierungen (Landdroſteien) auf 
gehoben werden, 

10) Trappen, Schnepfen, wilde Schwäne und alles andere Sumpf⸗ und 


Waſſergeflügel, mit Ausnahme der wilden Gänſe und der Fiſchreiher, 
in der Zeit vom 1. Mai bis Ende Juni, 


11) Rebhühner in der Zeit vom 1. Dezember bis Ende Auguſt, 
12) Auer, 


N 


12) Auer-, Birk⸗ und Faſanenhennen, Haſelwild, Wachteln und Hafen in 
der Zeit vom 1. Februar bis Ende Auguſt, 

13) für die ganze Dauer des Jahres iſt es verboten, Rebhühner, Hafen und 
Rehe in Schlingen zu fangen. 

Alle übrigen Wildarten, namentlich auch Kormorane, Taucher und Säger, 
dürfen das ganze Jahr hindurch gejagt werden. Beim Roth⸗, Damm- und 
Rehwilde gilt das Jungwild als Kalb bis zum letzten Tage des auf die Geburt 
folgenden Dezembermonats. 

§. 2. 


Die Bezirksregierungen (Landdroſteien) ſind befugt, für die §. 1. unter 

7. 11. und 12. genannnten Wildarten aus Rückſichten der Landeskultur und 

der Jagdpflege den Anfang und Schluß der Schonzeit alljährlich durch beſon⸗ 

dere Verordnung anderweit feſtzuſetzen, ſo aber, daß Anfang oder Schluß der 

Schonzeit nicht über vierzehn Tage vor oder nach den H. 1. beſtimmten Zeit⸗ 
punkten feſtgeſetzt werden darf. 5 
§. 3. 


Die in den einzelnen Landestheilen zum Schutze gegen Wildſchaden in 
Betreff des Erlegens von Wild auch während der Schonzeit geſetzlich beſtehenden 
Befugniſſe werden durch dieſes Geſetz nicht geändert. 


F. 4. 

Auf Erlegung von Wild in eingefriedigten Wildgärten findet dieſes Geſetz 
keine Anwendung. Der Verkauf des während der Schonzeit in ſolchen Wild⸗ 
gärten erlegten Wildes iſt jedoch nach Maaßgabe der Beſtimmungen des F. 7. 
unterſagt. 

$. 5. 


Für das Tödten oder Einfangen von Wild während der vorgeſchriebenen 
Schonzeiten, ſowie für das Fangen von Wild in Schlingen (§. 1. Nr. 13.) treten 
folgende Geldbußen ein: 


1) für ein Stück Elch wild 50 Thaler, 
2) für ein Stück Rothwild e. 30 
3) für ein Stück Dammwild 20 
4) für ein Stück Rehwild 10. + 
5) für einen Dachs 5 
6) für einen Auerhahn oder Henn 10% 
7) für einen Birkhahn oder Henne ···· O VO LVO 33 
8) für einen Haſelhahn oder Henne... VV 33 
9) für einen Faſane nnn. 10 
10) für einen Schwaunu xx 10 
11) für eine Trappe e 8 5 
12) für einen Haſenennn 4 
13) für ein Rebhuhn 8 
14) für eine Schnepfe, Ente oder ſonſtiges Stück jagdbares Sumpf⸗ 

und Waſſer geflügel 22 


(Nr, 7599,) Wenn 
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f Wenn mildernde Umſtände vorhanden ſind, kann der Richter bei Feſtſetzung 
der Geldbuße bis auf ein Strafmaaß von Einem Thaler herabgehen. 1 

An Stelle der Geldbuße, welche wegen Unvermögens des Verurtheilten 
nicht beigetrieben werden kann, tritt Gefängnißſtrafe nach Maaßgabe des $. 335. 
des Strafgeſetzbuchs. 8 


$. 6. 


Das Ausnehmen der Eier oder Jungen von jagdbarem Federwilde iſt auch 
für die zur Jagd berechtigten Perſonen verboten; doch find dieſelben (namentlich 
die Beſitzer von Faſanerien) befugt, die Eier, welche im Freien gelegt ſind, in 
Beſitz zu nehmen, um ſie ausbrüten zu laſſen. 

Desgleichen iſt das Ausnehmen von Kibitz» und Möveneiern nach dem 
30. April verboten. 

Wer dieſen Verboten zuwiderhandelt, verfällt in die $. 347. Nr. 12. des 
Strafgeſetzbuchs feſtgeſetzte Strafe. 


Le 

Wer nach Ablauf von 14 Tagen nach eingetretener Hege⸗ und Schonzeit, 
während derſelben Wild, rückſichtlich deſſen die Jagd in dieſer Zeit unterſagt iſt, 
in ganzen Stücken oder zerlegt, aber noch nicht zum Genuſſe fertig zubereitet, 
zum Verkaufe herumträgt, in Läden, auf Märkten, oder ſonſt auf irgend eine Art 
zum Verkaufe ausſtellt, oder feilbietet, oder wer den Verkauf vermittelt, verfällt, 
zum Beſten der Armenkaſſe derjenigen Gemeinde, in welcher die Uebertretung 
ſtattfindet, neben der Konfiskation des Wildes, in eine Geldbuße bis 30 Thaler. 

Iſt das Wild in den §. 3. gedachten Ausnahmefällen erlegt, ſo hat der 
Verkäufer oder derjenige, welcher den Verkauf vermittelt, ſich durch ein Atteſt 
der betreffenden Ortspolizeibehörde über die Befugniß zum Verkaufe zu legitimiren, 
widrigenfalls derſelbe in eine Geldbuße bis zu 5 Thaler verfällt. 


$. 8. 


Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Geſehe und Verordnungen 
ſind aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Februar 1870. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Samphaufen, 


(Nr, 7600, 


an 


. (Ir. 7600.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
; des Schrodaer Kreiſes im Betrage von 32,000 Thalern, II. Emiſſion. 
Vom 15. Januar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Schrodaer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 3. November 1868. beſchloſſen worden, die zur Erwerbung des für die 
Poſen⸗Thorn⸗Bromberger Eiſenbahn innerhalb des Schrodaer Kreiſes erforder⸗ 
lichen Terrains, ſowie zu Chauſſeebauzwecken nöthigen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu 
dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
32,000 Thalern neben der durch das Privilegium vom 9. Juli 1857. (Geſetz⸗ 
Samml. 1857. S. 589.) genehmigten Anleihe von 140,000 Thalern ausſtellen 
zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuld⸗ 
ner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 32,000 Tha⸗ 
lern, in Buchſtaben: zwei und dreißig Tauſend Thalern, welche in Apoints 
von 200 Rthlr., 100 Rthlr., 50 Rthlr. und 25 Rthlr., deren Zahl inner⸗ 
halb des gedachten Geſammthetrages von 32,000 Thalern die Regierung zu 
Poſen feſtzuſtellen hat, nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe 


, einer Kreisſteuer mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das 


Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenig⸗ 
ſtens jährlich Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den 
amortiſirten Schuldverſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine Ge⸗ 
währleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Januar 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 
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Provinz Pofen, Regierungsbezirk Pofen. 
Obligation 


des 


J 
Inte, VE 
über 


5 Thaler Preuß iſch Kur ant, 
II. Emiſſion. 


Auf i eeeniee genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
3. November 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 32,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtändiſche Kommiſſion für Chauſſee⸗ und Eiſenbahnbauten des Schrodaer 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld vonn. Thalern 
Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 32,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilg⸗ 
ten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem Mo⸗ 
nate September jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Poſen, ſowie in der Poſener Zeitung, dem Staatsan⸗ 
zeiger und dem Dziennik Poznanski. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 


Sr 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 5 


bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Schroda, und zwar auch in der nach dem 5 


Mit 


Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 


222 


e 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 


zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 


abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. g 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Schroda. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel- 
en und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. i a 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind acht halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1873. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Schroda gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 


neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. f i 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Schroda, den en 18. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fur Chauſſee⸗ und Eiſenbahnbauten im 
Schrodaer Kreiſe. 


Saßtgang 1870. Gr. 7600 17 Pro⸗ 
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ei Poſen, Regierungsbezirk poſen. 


Zinskupon. 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Schrodaer Kreiſes II. Emiſſion 
Lille. 5. Min 
er Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
5 über 
ee Thaler .. Silbergroſchen .. Pfennige. 
Der alle dieſes en ae gegen dejlen Rückgabe in der 
SE Von m ß 7 fein om nr bis 
Ber und ſpäterhin die Sinfen der vorbenannten Kreis“ Obligation für das 
Halbjahr vom bis mit (in Buchſtabenn Thalern 
5 Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Schroda. 
Schroda, denn 18 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für Chauſſee⸗ und Eiſenbahnbauten im 
Schrodaer Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der 


Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden Kalen⸗ 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Pofen, Regierungsbezirk Poſen. 
ade on 


zur 


Kreis⸗Obligation des Schrodaer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ a 


gation des Schrodaer Kreiſes II. Emiſſton 
iE iber Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die „te Serie Zinskupons a die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis- 
Kommunalkaſſe zu Schroda 


Schroda, den . „ten 3 1 


Die ſtändiſche Kommiſſion fuͤr Chauſſee⸗ und Eiſenbahnbauten im 
Schrodaer Kreiſe. 


(Nr. 7601.) 


(Nr, 7601.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Januar 1870., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen: 
a) von der Quedlinburg⸗Croppenſtedter Staatsſtraße unweit Quedlinburg 
bis zum Dorfe Gatersleben, b) von Aſchersleben bis zur Landesgrenze 
in der Richtung auf Mehringen, e) von Schadeleben nach Cochſtedt, 
d) von Aſchersleben über Wilsleben nach Königsaue, im Kreiſe Aſchers⸗ 
leben des Regierungsbezirks Magdeburg. 


Nachden Ich durch Meinen Exlaß vom heutigen Tage den Bau folgender 
Kreis⸗Chauſſeen im Kreiſe Aſchersleben, Regierungsbezirks Magdeburg: a) von der 
Quedlinburg⸗Croppenſtedter Staatsſtraße unweit Quedlinburg bis zum Dorfe 
Gatersleben, b) von Aſchersleben bis zur Landesgrenze in der Richtung auf 
Mehringen, e) von Schadeleben nach Cochſtedt, d) von Aſchersleben über Wils⸗ 
leben nach Königsaue, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Aſchers⸗ 
leben das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs: 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen 
Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
Bean der Chauffeepolizei-Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
ommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 24. Januar 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 7602.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 


nen des Aſcherslebener Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
24. Januar 1870. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen e. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Aſcherslebener Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 8. September 1869. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen bis zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur e von Obligationen 
bis zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert Tauſend 
Thalern welche in folgenden Apoints: i 

10,000 Thaler à 100 Thaler, 

10% 0 0 d 200. 

10,000. = 3 50 - 

40,000 - 31000 - 

= 100,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
— fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 

Folgeordnung jährlich, vom Jahre 1870. ab, mit wenigſtens jährlich Einem 
und einem halben Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den 
amortiſirten Schuldverſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privile⸗ 
gium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, 
daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
ben ne des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Januar 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro-. 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Obligation 


des 
Aſcherslebener Kreiſes 
Littr...... BE 
über 
5 Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung er Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins an welchem die Rückzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem ee in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Magdeburg, in dem Quedlinburger Wochenblatte, dem 
Aſcherslebener Anzeiger, den beiden Magdeburger Zeitungen und im Königlich 
Preußiſchen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 24. Juni bis 2. Juli und am 28. Dezember 
bis 6. Januar jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich 
in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer eee 

Ar. 7602.) f et 
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bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Quedlinburg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 1 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 

ezogen. 5 
b Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. a 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $$. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Quedlinburg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
5 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1874. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

f Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Quedlinburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 

mit ſeinem Vermögen. 


10 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. a 


, 18. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr den Chauſſeebau 
im Aſcherslebener Kreiſe. 


Pro⸗ 


| En. 
Provinz Sachſen, Regierungsbesirt Magdeburg. 


Zinskupon 
zu der 
Rreis - Obligation des Aſcherslebener Kreiſes 
Ltr. N 
Uber, Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
re Thaler ....... Silbergrofeben ..... Pfennige. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom 24. Juni 18.. bis zum 2. Juli 18.. (reſp. vom 28. Dezember 18. 
bis zum 6. Januar 18..) und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ 


Obligation für das Halbjahr vom ..............- Fs mit (in 
Buchſtaben Thalern Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunal⸗ 
kaſſe zu Quedlinburg. 

Quedlinburg, denn ee 18 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Chauſſeebau 
im Aſcherslebener Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 


nicht innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluſſe 
des betreffenden Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird.. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
e 


zur 
Kreis⸗ Obligation des Aſcherslebener Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Aſcherslebener Kreiſes 5 


Quedlinburg, den en 18. 


Die ftandifche Kreiskommiſſion für den Chauſſeebau 
im Aſcherslebener Kreiſe. 


(Nr. 76027603.) (Jr. 7603.) 


(Nr. 7603.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Februar 1870., betreffend die Ausführung des . 


Geſetzes vom 19. Dezember 1869. wegen der Konſolidation Preußiſcher 
Staatsanleihen. 


Ai den Bericht vom 11. d. M. ermächtige Ich Sie, nach Maaßgabe der 
SS. 4. bis 6. des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 1197.) 
Schuldverſchreibungen der konſolidirten Anleihe in Apoints zu 10,000 Rthlr., 
1000 Rthlr., 500 Rthlr., 200 Rthlr., 100 Rthlr. und 50 Rthlr., verzinslich zu 
42 Prozent jährlich am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres, zur Einlöſung 
eines entfprechenden Betrages von Verſchreibungen der im F. 1. a. a. O. unter J. 
Nr. 1. bis 3., 5. bis 9., 11. und 12., ſowie unter II. Nr. 1. bis 4. aufgeführten 
Anleihen auszugeben. Denjenigen, welche in der Zeit vom 14. März bis 
23. April d. J. einſchließlich Schuldverſchreibungen der vorbezeichneten Anleihen 
zum Umtauſche einreichen, iſt eine Prämie zu zahlen, und zwar: 
a) beim Umtauſche von Schuldverſchreibungen der Anleihen von 1867. und 
1868. in Höhe von 4 Prozent, i 
b) beim Umtauſche von Schuldverſchreibungen der freiwilligen Anleihe von 
1848. in Höhe von 3 Prozent, 


e) beim Umtauſche von Schuldverſchreibungen der übrigen vorbezeichneten 
Anleihen in Höhe von 2 Prozent, ſofern die einzelne Einlieferung, nach 
dem Nennwerthe der dagegen auszugebenden Schuldverſchreibungen der kon⸗ 
ſolidirten Anleihe bemeſſen, weniger als 10,000 Rthlr. beträgt, ſofern 
fie aber 10,000 Rthlr. erreicht oder überſteigt, in Höhe von 1 Prozent, 


von dem Nennwerthe der neu auszugebenden Schuldverſchreibungen. 
Berlin, den 16. Februar 1870. 


Wilhelm. 
Camphauſen. 


An den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


